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Irene Dingeldey (Bremen)

Politikfeldübergreifende Koordination als
neue Steuerungsform im aktivierenden
Sozialstaat?
Eine Analyse der Employability Politik in Dänemark,
Deutschland und Großbritannien am Beispiel der
Beschäftigungsfähigkeit von Müttern

Das Ziel der employability im Rahmen der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik wird als exempla-
risch für einen Wandel des Wohlfahrtsstaates zum aktivierenden Sozialstaat verstanden. Ziel des Bei-
trages ist es, eine empirische Überprüfung der mit dem aktivierenden Sozialstaat verbundenen The-
sen der Universalisierung der Arbeitsmarktteilhabe sowie der mit der staatlichen Gewährleistungs-
verantwortung von Chancengleichheit verbundenen Einführung neuer Steuerungsformen zu leisten.
Dazu wird exemplarisch die Umsetzung des Ziels der Beschäftigungsfähigkeit von Müttern mit
betreuungsbedürftigen Kindern in Deutschland, Dänemark und Großbritannien untersucht. Im Vor-
dergrund steht die Frage, ob im Sinne eines Holistic Government eine politikfeldübergreifende Koor-
dination zwischen Arbeitsmarkt- und Familienpolitik in den verschiedenen Ländern umgesetzt wird.
Ergebnis der Untersuchung ist, dass sowohl das Ausmaß der Arbeitsmarktaktivierung von Müttern
als auch der Grad erfolgreicher Koordination von Arbeitmarkt- und Familienpolitik durch die unter-
schiedliche Konstituierung wohlfahrtsstaatlicher Institutionen und Normen beeinflusst wird.

Employability wird seit Beginn der 90er Jah-
re sowohl von der EU (Keller 1999, 143; Aust
2000) als auch in zahlreichen Mitgliedsstaaten
als zentrales Ziel der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik propagiert. Damit wird in der
Arbeitsmarktpolitik ein Wandel von eher markt-
kompensatorischen und auf (passive) soziale
Absicherung der Arbeitmarktklienten abzielend-
enden Maßnahmen zu Gunsten der Verbesse-
rung der Befähigung zur Arbeitsmarktteilhabe
(auch von bislang arbeitsmarktfernen Gruppen)
eingeleitet bzw. konsolidiert. Die aktivierende
Arbeitsmarktpolitik steht damit exemplarisch für
einen Wandel hin zum aktivierenden Sozialstaat,
der in seiner vollen Konsequenz letztlich eine
Universalisierung der Arbeitsmarktteilhabe be-
inhaltet (OECD 1990, 1994). Sofern dabei je-
doch auch Chancengleichheit weiterhin ein Prin-

zip der Sozialpolitik darstellt, ist dies keines-
falls mit deren Entstaatlichung gleichzusetzen.
Um unterschiedliche Ausgangsbedingungen
beim Arbeitsmarktzugang auszugleichen bzw.
zu gewährleisten, dass alle Arbeitsmarktgruppen
über ausreichende Kompetenzen und Ressour-
cen für die Arbeitsmarktteilhabe verfügen (Olk
2000, 112�113), sieht sich der aktivierende So-
zialstaat vielmehr veränderten und äußerst kom-
plexen Steuerungsanforderungen gegenüber.

Allgemeine Vorstellungen zur Veränderung
sozialpolitischer Steuerungsformen werden im
Zusammenhang mit bislang noch weitgehend
normativen Konzepten wie dem kooperativen
Wohlfahrtsstaat diskutiert (Schmid 1996; Rabe/
Schmid 1999). Für die Gewährleistung von
Chancengleichheit, die im Rahmen der aktivie-
renden Arbeitsmarktpolitik eine wesentliche
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Rolle spielen dürfte, erscheint jedoch das von
britischen Wissenschaftlern entwickelte Kon-
zept eines Holistic Government von besonde-
rer Bedeutung (6 1997; 6 et al. 2002). Dabei
wird die Entwicklung einer ganzheitlichen Po-
litik im Sinne einer �die funktionale Verwal-
tungsdifferenzierung zunehmend aufhebende
Koordination� als Voraussetzung für die Lösung
moderner sozialpolitischer Probleme gesehen
(1). Eine empirische Überprüfung der mit dem
aktivierenden Sozialstaat verbundenen Thesen
der Universalisierung der Arbeitsmarktteihabe
sowie der mit der staatlichen Gewährleistungs-
verantwortung von Chancengleichheit verbun-
denen Einführung neuer Steuerungsformen steht
jedoch noch aus.

Anhand des Vergleichs der aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik in Dänemark, Deutschland
und Großbritannien soll daher im folgenden
erstens untersucht werden, ob in den einzelnen
Ländern tatsächlich eine Universalisierung der
Arbeitsmarktteilhabe angestrebt wird. Zweitens
soll überprüft werden, ob im Rahmen der akti-
vierenden Arbeitsmarktpolitik �traditionelle
Ressortgrenzen überschreitende Koordination�
stattfindet wie dies im Konzept des Holistic
Government prognostiziert wird.

Dazu bietet sich die Untersuchung der Um-
setzung von Beschäftigungsfähigkeit für Müt-
ter mit betreuungsbedürftigen Kindern (im Fol-
genden: nur noch Mütter) an (2). Diese tradi-
tionell eher arbeitsmarktferne Gruppe lässt
exemplarisch das Ausmaß der Arbeitsmarktakti-
vierung ermessen. Zudem erscheint für Mütter
das Erreichen von Beschäftigungsfähigkeit
besonders voraussetzungsvoll, da sie die Frei-
stellung von Betreuungsaufgaben beinhaltet.

Anhand der Koordination von Arbeitsmarkt-
und Familienpolitik kann daher exemplarisch
der Wandel sozialstaatlicher Steuerung hin zum
Holistic Government in Form zunehmender
politikfeldübergreifender Koordination analy-
siert werden (3).

Dabei ist anzunehmen, dass sowohl das Aus-
maß der Arbeitsmarktaktivierung von Müttern
als auch der Grad der erfolgreichen Koordina-
tion von Arbeitsmarkt- und Familienpolitik
zweifach durch die unterschiedliche Konsti-
tuierung wohlfahrtsstaatlicher Institutionen und

Normen in Dänemark, Deutschland und Groß-
britannien beeinflusst wird: einerseits durch die
allgemeinen sozialpolitischen Prinzipien des
sozialdemokratisch-universalistischen, des kon-
servativ-korporatistischen und des liberalen
Wohlfahrtsstaates (Esping-Andersen 1990,
1999) sowie andererseits durch jeweils stärker
am egalitären oder am traditionellen bzw. mo-
dernisierten männlichen Ernährermodell orien-
tierten gender contract (Sainsbury 1999; Pfau-
Effinger 2001). Diese konstituieren generelle
steuerungspolitische Voraussetzungen für das
Erreichen der Beschäftigungsfähigkeit von Müt-
tern (4).

1. Neue Steuerungsvorstellungen für die
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik

In Großbritannien wurde das steuerungspoli-
tische Konzept des Holistic Government im
Zuge der Implementation der Reformpolitiken
des Dritten Weges entwickelt (6 1997; 6 et al.
2002). Die Prämissen dieses Ansatzes gehen von
der Komplexität sozialer Probleme aus. Als
Charakteristikum sogenannter Wicked Problems
gilt, dass sie sich Problemlösungen entziehen,
die einzelnen Verwaltungseinheiten zur Verfü-
gung stehen. In diesem Zusammenhang wird
darauf verwiesen, dass beispielsweise Beschäf-
tigung und Beschäftigungsfähigkeit die Folge
von Bildung, individuellem Streben, Klassen-
struktur, Arbeitsmarkt, sozialen Netzwerken,
dem Zusammenwirken von Siedlungsplanung,
Verkehrsverbindungen, Arbeitsmarkt, und vie-
lem mehr ist. Um daher Beschäftigungsfähigkeit
herzustellen, bedarf es der koordinierten An-
strengungen vieler öffentlicher, privater und
Dritter-Sektor-Akteure und Organisationen (6
et al. 2002, 34�35).

Das Leitbild des Holistic Government bein-
haltet daher einen Wandel der politischen Inter-
ventionsstrategien hin zu ganzheitlichen, prä-
ventiven, outcome-orientierten sowie auf Kul-
tur- und Einstellungsveränderung abzielende
Interventionsformen (6 1997, 10�11). Ins-
besondere die ganzheitlichen Interventions-
strategien, aber auch die outcome-Orientierung
bedingen dabei die Notwendigkeit, die funktio-
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nale Verwaltungsdifferenzierung zunehmend
aufzuheben bzw. Koordination über traditionelle
Ressortgrenzen hinweg zu etablieren (6 et al.
2002, 33). Voraussetzungen für Holistic Govern-
ment sind demnach das Verständnis für die sich
gegenseitig beeinflussenden politischen Ziele
und Maßnahmen sowie das Erkennen möglicher
Konflikte zwischen den Zielen unterschiedlicher
Ressorts. In Konsequenz bedeutet Holistic
Government daher auch die an Problemlösungen
orientierte Suche nach gemeinsamen, sich ge-
genseitig unterstützenden Zielsetzungen und
Maßnahmen verschiedener Ressorts bzw.
Verwaltungseinheiten (6 et al. 2002, 32). Zu eta-
blierende integrative Organisationsformen sind
interministerielle oder auch ressortübergreifen-
de Arbeitsgruppen, policy-koordinierende Ein-
heiten und so weiter. Dabei sind verschiedene
Stufen der Koordination bzw. Integration vor-
gesehen, die von der Berücksichtigung der Fol-
gen strategischer Entscheidungen für andere
bzw. andere Ressorts bis zur Verschmelzung
verschiedener Verwaltungseinheiten reichen (6
et al. 2002, 50�51).

Wird also das Ziel der employability letztlich
als emanzipatorische sozialpolitische Ziel-
setzung verstanden und die aktivierende
Arbeitsmarktpolitik als Schritt in Richtung
Universalisierung der Arbeitsmarktteilhabe, so
wird auch hier die Notwendigkeit der policy-
Steuerung entlang des Holistic Government re-
levant. Dies wird überdeutlich anhand der
Beschäftigungsfähigkeit von Müttern, die nicht
nur von der Qualifizierung der einzelnen
ArbeitsmarktteilnehmerInnen, dem Arbeits-
markt sowie dessen Regulierung usw. abhängt,
sondern in erheblichem Umfang auch von der
sozialstaatlichen Infrastruktur, wie dem Zugang
zu bedarfsgerechter Kinderbetreuung, oder auch
der Beseitigung negativer Arbeitsanreize, die in
vielen familienpolitischen Regulierungen, wie
z.B. dem Ehegattensplitting, enthalten sind.
Bevor jedoch das Holistic Government in Form
der politikfeldübergreifenden Koordination
zwischen Arbeitsmarkt- und Familienpolitik in
den drei Untersuchungsländern analysiert wird,
soll zunächst die in den Ländern unterschiedli-
che Einbeziehung von Müttern in die employ-
ability-Strategien gezeigt werden.

2. Für Mütter nur bedingt angestrebt – das
Employability Ziel im Ländervergleich

Employability wird sowohl in Dänemark und
Deutschland als auch in Großbritannien in Be-
zug auf Mütter thematisiert. Im Zusammenhang
mit den unterschiedlichen Wohlfahrtsstaatstypen
und den geschlechterpolitischen Leitbildern
bestehen jedoch wesentliche Unterschiede darin,
dass die Arbeitsmarktteilhabe aller Erwerbsfä-
higen universell angenommen wird und nur spe-
zifische Probleme von Müttern thematisiert
werden (DK), dass Mütter als spezifische
Problemgruppe angesprochen werden (GER),
bzw. dass nur spezifische Sub-Gruppen von
Müttern selektiv aktiviert werden (UK). Dazu
im einzelnen:

 Die Ausgestaltung der Institutionen des
sozialdemokratisch-universalistischen dä-
nischen Wohlfahrtsmodells orientiert sich an
Leitbildern des Individualised Adult Worker
bzw. an einem egalitären Geschlechtermodell.
Bereits seit den 70er Jahren zielt hier die Sozial-
politik auf die weitgehend individuelle soziale
Absicherung durch die gleichwertige Integra-
tion von Männern und Frauen in den Arbeits-
markt ab. Entsprechend wird im dänischen
Wohlfahrtsstaat generell von der Arbeitsmarkt-
teilhabe der Frauen ausgegangen und auch
Mutter- bzw. Elternschaft wird im allgemeinen
nicht als Grund für den Rückzug vom Arbeits-
markt betrachtet, sondern nur unter bestimmten
Bedingungen in Kauf genommen.

Als spezifische Zielgruppen der aktivieren-
den Arbeitsmarktpolitik wurden 1993 Jugend-
liche und (seit 1998) Sozialhilfeempfänger an-
gesprochen, da für diese Gruppen offensicht-
lich spezifische Barrieren im Hinblick auf den
Arbeitsmarktzugang gesehen wurden. Mütter
wurden im Zusammenhang mit spezifischen
Ausnahmen in Bezug auf die generell erwartete
Arbeitsmarktteilhabe genannt: Neben Kranken
wurden auch Schwangere und Mütter mit Kin-
dern unter sechs Monaten sowie Eltern mit Kin-
dern, für die die Kommunen keine Betreuungs-
plätze zur Verfügung stellen konnten, von Maß-
nahmen der Arbeitsmarktaktivierung freigestellt
(Rosdahl/Weise 2000, 171). Damit haben in
Dänemark Erziehungs- und Betreuungsauf-
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gaben nur unter ganz spezifischen Bedingun-
gen Priorität gegenüber der universalisierten
Arbeitsmarktteilhabe.

Im konservativ-korporatistischen Wohlfahrts-
staatsmodell Deutschlands sind dagegen noch
heute die sozial- und arbeitsmarktpolitischen
Institutionen weitgehend entlang des Normal-
arbeitsverhältnis sowie des traditionellen männ-
lichen Ernährermodells gestaltet (Geissler
1998). Das Vollbeschäftigungsziel wurde pri-
mär entlang dieses Leitbildes interpretiert und
begründete eine spezifische Selektivität der
Arbeitsmarktpolitik. Die seit den 70er Jahren
implementierte Politik des knappen Arbeitsan-
gebots zur Bekämpfung der andauernden
Arbeitsmarktkrise schloss die Nicht-Unterstüt-
zung der Arbeitsmarktintegration von Müttern
bzw. die Ausweitung von Angeboten zu deren
De-Aktivierung ein (Gottschall/Dingeldey
2000). Dennoch nimmt auch in Westdeutsch-
land die Erwerbsbeteiligung von Müttern kon-
tinuierlich zu, so dass der Anteil nichterwerbs-
tätiger Mütter (mit Kindern unter 16 Jahren)
mittlerweile auf ca. 40 % gesunken ist (Bäcker
et al. 2000b, 209). Dabei zeichnet sich ein Trend
familialer Erwerbsmuster in Richtung moder-
nisiertes Ernähermodell ab, d.h. die Erwerbs-
teilhabe von Müttern nimmt überwiegend in
Form von Teilzeitarbeit zu. In Ostdeutschland
erreicht dagegen die Erwerbsteilhabe von Müt-
tern quasi skandinavisches Ausmaß, überwie-
gend auf Vollzeitbasis, was die von sozialisti-
schen Leitbildern geprägte Politik einer Uni-
versalisierung der Erwerbsteilhabe in der vor-
maligen DDR wiederspiegelt. Insgesamt hat
damit in Deutschland trotz weitgehender Kon-
stanz des Institutionensystems eine partielle
Modernisierung des Erwerbsverhaltens von
Müttern sowie eine starke Pluralisierung der
familialen Erwerbsmuster stattgefunden (Din-
geldey 2000, 2002).

Auch im Rahmen der mit dem SGB III 1998
einsetzenden aktivierenden Arbeitsmarktpolitik
wurde bislang das grundsätzliche politische
Bekenntnis zur Erwerbsfreistellung von Müt-
tern aufgrund von Erziehungsaufgaben nicht in
Frage gestellt. So sind auch Sozialhilfe-
empfängerinnen generell bis zur Vollendung des
dritten Lebensjahres des Kindes nicht zur Er-

werbsarbeit verpflichtet und danach kann ihnen
nur dann eine Erwerbsarbeit zugemutet werden,
wenn eine adäquate Kinderbetreuung sicherge-
stellt ist (BSHG, § 18, Absatz 3). Als partielle
Öffnung in Richtung Förderung der Beschäf-
tigungsfähigkeit von Müttern kann jedoch das
Job-Aqtiv Gesetz interpretiert werden. Hier wird
explizit die Steigerung der Frauenquote bei
arbeitsmarktpolitischen Programmen gefordert
und durch die zeitliche Erweiterung der Ansprü-
che auf Maßnahmen der Arbeitsförderung wäh-
rend der Erziehungszeiten unterstützt1 .

Das liberale britische Wohlfahrtsstaatsmodell
beinhaltete eine nur geringe Interventions-
neigung. Gleichwohl war auch hier das männli-
che Ernährermodell in den sozialpolitischen
Leitvorstellungen verankert, ohne dass jedoch
die finanziellen Unterstützungen für diese
Familienform besonders großzügig waren
(Bradshaw 1996, 98). Der Modernisierungs-
prozess ging auch hier mit einer Steigerung der
weiblichen Erwerbsbeteiligung einher, der
allerdings durch die starke Polarisierung zwi-
schen Männern und Frauen innerhalb des Ar-
beitsmarktes in Bezug auf Arbeitszeiten, Ein-
kommen und soziale Sicherung gekennzeich-
net ist (Anxo/O�Reilly 2000). Der Teilzeitanteil,
und zwar insbesondere von kurzer oder gering-
fügiger Teilezeitarbeit, ist hier bei den Frauen
und Müttern extrem hoch (Anxo/O�Reilly 2000,
50; Warren 2000). Mitte der 90er Jahre gab es
zudem etwa drei Millionen sogenannter Work-
Poor-Households, d.h. Haushalte ohne Erwerbs-
tätige. Darunter waren etwa ein Fünftel aller
Haushalte mit Kindern bzw. ein hoher Anteil
Alleinerziehender, die überwiegend Sozialhilfe
bezogen (Dingeldey 1998).

Die Arbeitsmarktaktivierung im Rahmen des
New Deal richtete sich daher nicht nur an Ju-
gendliche und Langzeitarbeitslose, sondern auch
an die Gruppe der Mütter im Transferleistungs-
bezug2 . Diese sind beim Erreichen der Schul-
pflicht des jüngsten Kindes zur Teilnahme an
einem Gespräch im Arbeitsamt mit dem Ziel der
Arbeitsmarktaktivierung verpflichtet. Die Teil-
nahme an arbeitsmarktpolitischen Programmen
ist jedoch freiwillig, d.h. die Verweigerung wird
nicht mit Reduktion von Transferleistungen
sanktioniert. Darüber hinaus sind Paarhaushalte
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mit (mehreren) Kindern sowie Alleinerziehen-
de im Sozialhilfebezug auch Zielgruppen des
Working Family Tax Credit (WFTC). Diese
Maßnahme soll insbesondere für Eltern(teile)
Anreize zur Aufnahme von Teilzeitbeschäfti-
gungen bzw. Beschäftigungen im Niedriglohn-
bereich durch die Kombination von Sozialhilfe
und Arbeitseinkommen schaffen (HM Treasury
1998). Mütter, die nicht im Transferleistungs-
bezug sind, erfahren im Rahmen der britischen
Arbeitsmarktpolitik keinerlei spezifische För-
derung.

Das Ausmaß der Arbeitsmarktaktivierung
spiegelt damit die unterschiedlichen sozialpoliti-
schen Prinzipien der unterschiedlichen Wohl-
fahrtsstaatstypen bzw. der jeweiligen gender
contracts wider: der Universalismus der Sozial-
politik und der Arbeitsmarktteilhabe sowie der
egalitäre gender contract in Dänemark implizie-
ren generell die Arbeitsmarktteilhabe von Müt-
tern. In Deutschland steht die konservativ-
korporatistische Sozialpolitik im Einklang mit
einem noch dominanten traditionellen gender
contract: Mütter werden weitgehend von der
Arbeitsmarktteilhabe freigestellt, weshalb sie
auch nur bedingt als Zielgruppe von employabi-
lity Politiken genannt bzw. gefördert werden. Im
liberalen britischen Wohlfahrtsstaat richtet sich
die Aktivierungspolitik von Müttern im Rahmen
einer Politik der Armutsbekämpfung selektiv an
Transferleistungsempfängerinnen, womit eine
(selektive) Abkehr vom männlichen Ernährer-
modell in der Sozialpolitik verbunden ist.

3. Koordination von Arbeitsmarkt- und
Familienpolitik als Holistic Government
im Ländervergleich

Im Rahmen des Konzepts des Holistic
Government wird ein weites Spektrum der
Koordinationsformen, insbesondere in Bezug
auf Politikformulierung und -implementation
angesprochenen. Im folgenden werden aus-
schließlich die im Zusammenhang mit der Ge-
währleistung der Beschäftigungsfähigkeit von
Müttern in der Arbeitsmarkt- und Familienpo-
litik erkennbaren Zielsetzungen im Hinblick auf
Konvergenz bzw. Kompatibilität analysiert.

Allein damit lassen sich maßgebliche Unter-
schiede sowohl hinsichtlich Umfang als auch
Ausrichtung der politikfeldübergreifenden Ko-
ordination in der Arbeitsmarkt- und Familien-
politik in Dänemark, Deutschland und Großbri-
tannien zeigen � und damit auch hinsichtlich der
sozialstaatlichen Gewährleistung der Beschäf-
tigungsfähigkeit von Müttern.

Die dänische Familienpolitik verfolgt
spätestens seit den 70er Jahren Ziele der
Geschlechtergleichheit und der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf. Die Maßnahmen des dä-
nischen Familienlastenausgleichs sind weitge-
hend individualisiert, d.h. auf die einzelnen Mit-
glieder der Familie, insbesondere die Kinder,
ausgerichtet. Als einziges Relikt der Unterstüt-
zung spezifischer familialer Erwerbsmuster ist
hier noch der übertragbare Steuerfreibetrag für
Alleinverdiener zu nennen, der aber letztlich �
anders als in Deutschland � nicht als Anreiz für
den Arbeitsmarktrückzug gedacht ist (Dingeldey
2000). Entscheidend für die explizite Förderung
der Beschäftigungsfähigkeit von Müttern ist der
im Ländervergleich extrem gute Ausbau der
öffentlichen Kinderbetreuung auf Ganztagsbasis
für alle Altersgruppen. Dieser darf jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, dass auch bei einer
Deckungsquote von im Durchschnitt 54% 1997,
für nahezu die Hälfte der Kinder kein Platz zur
Verfügung stand � und damit insbesondere die
Beschäftigungsfähigkeit von Müttern mit klei-
nen Kindern nicht universell gewährleistet war
(siehe Tabelle 1 auf Seite 82). Komplementär
zur Politik der Arbeitsmarktaktivierung wurde
daher in Dänemark der sukzessive weitere Aus-
bau der Kinderbetreuung angestrebt, wobei seit
1998 auch zunehmend private Lösungen geför-
dert werden (Greve 1999, 64).

Des weiteren wurde im Rahmen der bekann-
ten dänischen Job-Rotation Programme 1992
auch die Option des Elternurlaubs als arbeits-
marktpolitische Maßnahme eingeführt3  und
damit ganz klar arbeitsmarkt- und familien-
politische Ziele verknüpft: Beschäftigte, die für
den Elternurlaub optierten, sollten qua Job-Ro-
tation einem bis dahin arbeitslosen Substitut die
Beschäftigung ermöglichen (1994 abge-
schwächt). Umgekehrt sollten dadurch Eltern in
die Lage versetzt werden, die Option auf Voll-
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zeit Erziehung der Kinder in der Familie zu
realisieren4  sowie der Engpass beim öffent-
lichen Kinderbetreuungsangebot, insbesondere
für die unter-drei-jährigen, entschärft werden
(Compston/Madsen 2001).

Dass auch in Dänemark Familien- bzw. Er-
ziehungsarbeit noch geschlechtsspezifisch ist,
zeigt die nahezu ausschließliche Inanspruchnah-
me des Elternurlaubs durch Frauen. Letztlich
haben die Job-Rotation-Programme damit zur
Arbeitsmarkt-De-Aktivierung von Frauen bzw.
Müttern für einen begrenzten Zeitraum beige-
tragen. Vor dem Hintergrund der generellen
Verschärfung der Arbeitsmarktaktivierung auch
von Müttern ist jedoch nicht zuletzt in Däne-
mark selbst die Debatte unentschieden, ob dies
nun als positive Erweiterung individueller Op-

tionen oder als Restriktion für die Arbeitsmarkt-
teilhabe von Müttern zu interpretieren ist
(Meyers et al. 1999). Über die Koordination von
Arbeitsmarkt- und Familienpolitik ist jedoch die
Beschäftigungsfähigkeit von Müttern in Däne-
mark im Vergleich  in hohem Maße gewährleis-
tet.

Die deutsche Familienpolitik wird in Bezug
auf das Ziel der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf als ambivalent und widersprüchlich be-
zeichnet (Kaufmann 1993). Das traditionelle Ziel
der Familienpolitik war es, die Kindererziehung
in der Familie, d.h. durch die Mütter, zu gewähr-
leisten. Deshalb sind die ökonomischen Leis-
tungen stark ausgebaut, wobei das Ehegatten-
splitting und die abgeleiteten Rechte in den So-
zialversicherungen überwiegend am männlichen

Tabelle 1: Kinderbetreuung in Dänemark

Plätze/100 Kinder im 1987 1990 1995 1997entsprechenden Alter

0�13 insgesamt 32,9 38,1 49,1 54,4

0�2 Jahre 45,5 47,2 46,0 51,2

3�5 Jahre 72,1 75,9 83,4 87,6

6�9 Jahre 32,5 41,5 63,4 70,9

10�13 Jahre 3,9 4,1 7,9 8,5

Quelle: Denmark Statistics, www2.dst.dk/internet/k16/dod99/social/social.htm, 19.02.01

Tabelle 2: Dänische Job-Rotation-Programme

Personen in Arbeitsmarkturlaub
(Vollzeit-Äquivalent)* als % Weiterbildung Elternurlaub Sabbatical Alle
der Erwerbstätigen

1994 0,4 1,2 0,1 1,7

1995 1,1 1,5 0,2 2,7

1997 0,8 0,8 0 1,6

1999 0,5 0,7 0 1,2

Anteil von Arbeitslosen 1997** 40 � 60 % ��

Anteil von Frauen in % 1997** 70 91 67

Anteil von Beschäftigten im 61 47 60öffentlichen Sektor*

– Substitutionsquote für beschäftigte
TeilnehmerInnen in % 1994–95 46 58 100
– Privater Sektor 85 87

Quellen: *Compston/Madsen 2001; **Nätti/Antilla 1999, 14; ***Madsen 1998
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Ernährermodell orientiert sind. Entsprechend
wurde in Westdeutschland dem Aspekt der
Ermöglichung der Erwerbsteilhabe von Müttern
durch den Ausbau des öffentlichen Kinder-
betreuungsangebots kaum Rechnung getragen.
Es ist ebenso wie die Bildungsinstitutionen weit-
gehend auf Teilzeitbasis organisiert. Die
Familienförderung insgesamt beinhaltet damit
starke finanzielle Anreize für den Arbeitsmarkt-
rückzug bzw. die Arbeitszeitreduzierung der
Ehefrauen und bietet nur sehr bedingt infrastruk-
turelle Voraussetzungen für die Arbeitsmarkt-
teilhabe von Müttern (Dingeldey 2000).

Das Ziel der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf hat dennoch seit den 70er Jahren auch in
die deutsche Familienpolitik Eingang gefunden.
Mit dem Elternurlaub und der Begünstigung von
Erziehungszeiten in den Sozialversicherungen
wurde jedoch letztlich nicht die Parallelität von
Erwerbsarbeit und Familie, sondern ein Phasen-
Modell unterstützt. Mittlerweile hat sich der
dreijährige Elternurlaub als neue Statuspassage
im Lebenslauf westdeutscher Frauen institutio-
nalisiert (Bird 2001). Dabei wurde unterstellt,
dass diese familienpolitischen Maßnahmen auch
arbeitsmarktpolitisch motiviert waren und zur
Reduzierung des Arbeitsangebots in Zeiten
hoher Arbeitslosigkeit beitragen sollten (Lan-
denberger 1991).

Doch selbst für das Phasenmodell ist die Ko-
ordination von Maßnahmen innerhalb der Fa-
milienpolitik bzw. zwischen Familien- und Ar-
beitsmarktpolitik gering: So wurde das Kinder-

betreuungsangebot seit den 80er Jahren in
Westdeutschland nur bedingt ausgebaut (siehe
Tabelle 3). Vielfach wird selbst der Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz aufgrund
von Stichtagsregelungen erst deutlich nach dem
dritten Geburtstag des Kindes bzw. dem Ende
des Erziehungsurlaubes wirksam (Schröther
1998). Die Halbtagsorientierung der deutschen
Betreuungs- und Bildungsinstitutionen erklärt
den hohen Anteil der Teilzeitbeschäftigung von
Müttern in Deutschland, wobei diese selbst bei
reduzierter Arbeitsmarktteilhabe meist auf zu-
sätzliche Unterstützung durch Großeltern oder
aber kommerzielle Angebote bei der Kinder-
betreuung angewiesen sind (Bäcker et al. 2000b,
212�215; Sommer-Himmel 2001).

Vor diesem Hintergrund stellt die jüngste Re-
form des Elternurlaubs der rot-grünen Re-
gierungskoalition, welche seit 2001 die Teil-
zeitarbeit beider Partner bis zu 30 Stunden/
Woche fördert, einen ersten Vorstoß zur Förde-
rung eines Modells der parallelen Vereinbarkeit
von Familie und Beruf dar (Koch 2001). Grund-
sätzlich muss jedoch die fortbestehende Orien-
tierung der Familien- und Arbeitsmarktpolitik
überwiegend entlang des Ernährermodells als
Restriktion für die Beschäftigungsfähigkeit von
Müttern in Deutschland betrachtet werden.

In Großbritannien dominierte sowohl in der
Arbeits- als auch in der Familienpolitik die Stra-
tegie der Nicht-Intervention. Ein modernes In-
strumentarium aktiver Arbeitsmarktpolitik wur-
de erst Ende der 70er Jahre allmählich einge-

Tabelle 3: Kinderbetreuung in Deutschland

in % aller Kinder im entspr. Alter Westdeutschland Ostdeutschland

1986 1994 2000* 1989 1994 2000*

Kinder unter 3 Jahren 1,6 2,2 3,6 (1,6) 56,4 41,3 14,4 (5,0)

Kinder zwischen 3 und 6,5 Jahren 69,3 73,0 77,2 (2,7) 112,0 96,2 85,4 (2,1)

Hortbetreuung für Kinder 3,0 3,5 2,9 (1,0) 60,6 22,6 15,8 (0)zwischen 6 und 12 Jahren

Quellen: Henow, G., Tageseinrichtungen für Kinder am 31. 12. 1994, in: Wirtschaft und Statistik 12/1996, 806.
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hg.). 10. Kinder- und Jugendbericht, Bericht über
die Lebenssitutation von Kindern und die Leistungen der Kinderhilfen in Deutschland, Bericht der Sachverständigen-
kommission, Bundestagsdrucksache 13/11368, Bonn 1998, 200; zit. nach (Bäcker et al. 2000b, 212)
* in Klammern: Anteil der Kinder bei Tagesmutter; Erhebungsbasis sind Haushalte mit deutschem Haushaltsvor-
stand im Jahr 2000 in % aller Kinder in der jeweiligen Altersgruppe; Datenbasis: SOEP 2000 u. eig. Berechnungen
d. Autoren (Spieß et al. 2002).
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führt (Dingeldey 1997, 246; Dingeldey 1998).
Die Familienpolitik war bis in die 90er Jahre
kaum entwickelt, familienpolitische Interventi-
onen zielten als Teil der Armutsbekämpfung
primär auf die Unterstützung von bedürftigen
Familien ab (Kaufmann 1993). Mutterschutz
und Elternurlaub wurden letztlich erst im Zuge
der Implementation der EU-Gesetzgebung in
den 90er Jahren rechtlich verankert, wobei die
Einführung von 13 Wochen Elternurlaub ohne
finanzielle Kompensation oder Teilzeitoption im
Ländervergleich nicht besonders komfortabel ist
(Ringen 1997, 50�51; Rake 2001). Das Ange-
bot öffentlicher Kinderbetreuung war faktisch
bis Ende der 80er Jahre kaum existent (Randall
2002, 219). Seitdem haben die Betreuungsan-
gebote zugenommen, wobei allerdings eine ein-
deutige Dominanz der privaten Einrichtungen
besteht (siehe Tabelle 4). Bis dahin zeigte sich
auch in Großbritannien die Orientierung am
Ernährermodell in einzelnen Regulierungen, wie
z.B. der sogenannten Married Couples�
Allowance, einer steuerlichen Begünstigung von
Alleinverdienern, die aber gleichwohl deutlich
geringer war als in Deutschland und 2000 ab-
geschafft wurde (Dingeldey 2001). Sozusagen
als funktionales Äquivalent sah auch die Regu-
lierung des Sozialhilfebezugs die Freistellung
Alleinerziehender Eltern von der Erwerbs-
teilhabe vor (Bradshaw 1996).

Mit der Arbeitsmarktaktivierung der Mütter
im Transferleistungsbezug im Rahmen des New
Deal wurden gleichwohl spezifische Bedingun-
gen der Beschäftigungsfähigkeit von Müttern
steuerungspolitisch reflektiert, indem gleichzei-
tig die sogenannte National Childcare Strategy
eingeführt wurde (Harker 1998). Diese zielt pri-
mär auf die Verbesserung der out of scholl-Be-
treuung ab, wofür über 90 % der zusätzlichen
Mittel eingesetzt wurden (Rake 2001), so dass
sich die Zahl entsprechender Einrichtungen von
320 1992 auf 3000 1998 erhöhte (Yeandle 1999,
zit. in: Rubery 2001, 33). Darüber hinaus wird
seit 1998 für jedes 4-jährige Kind ein Be-
treuungsplatz garantiert und bis 2002 soll auch
für 66 % aller 3-jährigen ein Platz zur Verfü-
gung stehen. Die geförderten Betreuungszeiten
für diese Gruppen erstrecken sich jedoch ledig-
lich auf 12,5 Stunden die Woche während 2/3
des Kalenderjahres (Rake 2001). Damit aber ist
selbst die im Rahmen des Working Family Tax
Credit (WFTC) vorgesehene Mindestarbeitszeit
von 16 Stunden pro Woche nicht gewährleistet.
Eine Feinkoordination ist also lediglich für die
Zielgruppe der Alleinerziehenden/Familien mit
schulpflichtigen Kindern gelungen.

Als Beispiel für die Koordination von Fami-
lien- und Arbeitsmarktpolitik ist ferner der
WFTC selbst zu nennen, der als arbeitsmarkt-,
familien- und steuerpolitischer Maßnahmen-

Tabelle 4: Kinderbetreuung in Großbritannien

Plätze für 0–4jährige/
100 Kinder 1986 1990 1996

Insg. Öff. Priv. Insg. Öff. Priv. Insg. Öff. Priv.

Day nursery 1,92 50,16 49,84 2,74 31,99 68,01 5,67 11,16 88,84
(Tagespflege)

Child minders (0–4) 4,59 1,12 98,88 6,45 0,92 99,08 11,96 0,61 99,39

LEA nursery schools 4,39 4,54 5,35 45,0*
and classes (Vorschule) und
(2–4; mainly part-time) 85,0*

Reception classes
(4 years old only) 8,5 88,86 11,14 9,25 87,74 12,26 11,74 89,16 10,84

Playgroups
(einzelne Tage) 7,56 0,76 99,24 7,19 0,61 99,39 6,97 0,35 99,65

*1994; LEA=Local Education Authorities; DfEE and DoH zitiert nach Rostgard/Fridberg 1998.
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Mix charakterisiert werden kann. Er ist als An-
reiz für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit,
auch als Teilzeittätigkeit, für Sozialhilfe-
empfänger mit Kindern geschaffen und beinhal-
tet die Möglichkeit der Ergänzung des Erwerbs-
einkommens durch Transferleistungen, wobei
hohe Freibeträge für Kinder bzw. Kinder-
betreuungskosten gewährt werden. Die Imple-
mentation der Maßnahme als negative Einkom-
mensteuer erfolgt mittlerweile über das Steuer-
system bzw. die Finanzverwaltung. Im Einklang
mit den britischen Traditionen der Familienpo-
litik ist dieser Maßnahmenmix primär auf
Armutsbekämpfung bei Familien ausgerichtet.

Die Koordination von Arbeitsmarkt- und Fa-
milienpolitik im Rahmen der Reformen von New
Labour forciert damit primär die selektive
Arbeitsmarktaktivierung von Alleinerziehenden
mit schulpflichtigen Kindern. Nicht zuletzt
aufgrund des ohnehin nur gering ausgebauten
Interventionsinstrumentariums britischer Ar-
beitsmarkt- und Familienpolitik steht dabei
weniger die Befähigung zu qualifizierter und
existenzsichernder Erwerbsarbeit als vielmehr
die faktische Arbeitsmarktintegration, größten-
teils via (geringfügiger) Teilzeitarbeit im
Niedriglohnsektor, im Vordergrund.

4. Normative und institutionelle Voraus-
setzungen für den Steuerungserfolg in Be-
zug auf die Beschäftigungsfähige Mutter

Mit dem Vergleich der employability-Politi-
ken in Dänemark, Deutschland und Großbritan-
nien konnte deutlich gemacht werden, dass in-
novative Steuerungsformen wie im Konzept des
Holistic Government aufgezeigt und hier in
Form politikfeldübergreifender Koordination
untersucht, tatsächlich an Bedeutung gewinnen.
Ob bzw. in welchem Umfang die Förderung der
employability auch Mütter einschließt und dabei
die Voraussetzung politikfeldübergreifender Ko-
ordination, z.B. zwischen Arbeitsmarkt- und Fa-
milienpolitik, reflektiert wird, erscheint grund-
sätzlich von drei institutionellen bzw. normati-
ven Faktoren abhängig: Erstens, dem Typus des
Gender contract, zweitens, dem Wohlfahrts-
staatsmodell und drittens, dem Ausbau des
Policy-Instrumentariums.

Die konsensuale Etablierung eines egalitären
gender contract und ein universalistisch orien-
tierten Wohlfahrtsstaat ergänzen sich gegensei-
tig und stellen einer Art Meta-Konsensus dar
(Dingeldey 2003), welcher die Koordination
und Ausrichtung verschiedener Politikfelder
mit dem Ziel der Beschäftigungsfähigkeit von
Müttern optimal gewährleistet. Ein gut entwi-
ckeltes Policy-Instrumentarium begünstigt
schließlich die Mikro-Koordination einzelner
Maßnahmen. Für die Beschäftigungsfähigkeit
von Müttern erweisen sich beispielsweise der
Ausbau der aktiven arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen sowie die Dienstleistungsorien-
tierung der Familienpolitik (gegenüber eher
transfer-dominierten policy-Traditionen in
beiden Politikfeldern) als besonders positiv. Da
in Dänemark alle diese Voraussetzungen weit-
gehend gegeben sind, ist die Steuerungsfähig-
keit des dänischen Wohlfahrtsstaates im Hin-
blick auf die Beschäftigungsfähige Mutter am
höchsten entwickelt.

Traditionelle gender-Modelle bzw. die eher
selektiv orientierten Politiken zur Unterstützung
der Arbeitsmarktteilhabe in den konservativen
oder liberalen Wohlfahrtsstaaten stehen dage-
gen einem Meta-Konsens in Bezug auf die staat-
liche Förderung der Arbeitsmarktintegration von
Müttern entgegen. Insbesondere im liberalen
britischen Wohlfahrtsstaat kommt noch hinzu,
dass das sozialpolitische Interventionsinstru-
mentarium nur gering ausgebaut und gleichzei-
tig die Ausweitung sozialstaatlicher Interventi-
on umstritten ist. Damit fehlt jedoch die Kor-
rektur der Ungleichheit von Beschäftigungs-
fähigkeit bei verschiedenen Gruppen. Die Fol-
ge ist die Verschärfung von Stratifizierungs-
effekten, die sich u.a. in Umfang und Qualität
der Arbeitsmarktteilhabe sowohl zwischen
Männern und Frauen als auch zwischen quali-
fizierten und weniger qualifizierten Frauen und
Müttern niederschlagen.

Um eine Politik zur Gewährleistung der Be-
schäftigungsfähigkeit von Müttern in Deutsch-
land und Großbritannien erfolgreich zu imple-
mentieren, wäre � in Anlehnung an das Kon-
zept des Holistic Government � zunächst die
Etablierung eines Konsensus zur Moderni-
sierung des geschlechterpolitischen Leitbildes
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und/oder des Umfangs sozialstaatlicher Ge-
währleistungsverantwortung zur Sicherung von
sozialer Chancengleichheit notwendig.

ANMERKUNGEN

1 Aufgrund des sogenannten Job-Aqtiv-Gesetzes sind
Frauen ab dem 1. Januar 2003 während des Bezugs
von Mutterschaftsgeld sowie bei Erziehung eines ein
bis drei Jahre alten Kindes bei der Bundesanstalt für
Arbeit versichert, sofern sie unmittelbar vorher sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt waren. Damit ha-
ben sie Anspruch auf Arbeitslosengeldleistungen und
Arbeitsförderungsmaßnahmen im Anschluss an die
Familienpause. Als Beitrag zur Vereinbarung von
Weiterbildung und Familie wurde ferner die Erstat-
tung von Kinderbetreuungskosten bei einer Teilnah-
me an Maßnahmen der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung auf 130 � angehoben.

2 Die Förderangebote im Rahmen des New Deal for
Lone Parents bzw. des New Deal for Partner of the
Unemployed waren zunächst auf �Unterstützung und
Beratung� beschränkt. Qualifizierungsmaßnahmen
werden erst seit 2000 angeboten, wobei die Inan-
spruchnahme mit 9% bislang gering ist (Rake 2001).
Die Frauenprogramme waren damit deutlich schlech-
ter ausgestattet als die für Jugendliche und Langzeit-
arbeitslose.

3 Bis dahin gab es in Dänemark 18 Wochen Mutter-
schutz, 2 Wochen Vaterschaftsurlaub sowie weitere
10 Wochen Elternurlaub (wahlweise für Mutter oder
Vater). Der Elternurlaub in Form der Job-Rotation
wurde erst ab 1994 in nennenswertem Umfang in
Anspruch genommen als die Dauer auf ein Jahr und
die Anspruchsberechtigung auf Arbeitslose und Selb-
ständige erweitert, die finanzielle Kompensation er-
höht sowie die Bedingung fallengelassen wurde, dass
ein �Stellvertreter� eingestellt werden musste. Ein
erneuter Rückgang der TeilnehmerInnenzahlen ist auf
die allgemeine Steigerung der Arbeitskräftenachfrage
und die Reduzierung der finanziellen Kompensation
auf 60 % des Arbeitslosengeldes seit 1997 zurück-
zuführen.

4 In den 90ern hatten mehr als 37 % der Frauen mit
Kindern im Alter zwischen ein und zwei Jahren die-
sen Wunsch (Jensen 1993).
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